
Kurzfassung der Stellungnahme des DI-Netz e.V. zum Referentenentwurf des 

KiMoG 

Der Referentenentwurf des Referats für Kindschaftsrecht des BMJV enthält zahlreiche Änderungen 
des Familienrechts. Die medizinisch assistierte Samenspende wird darin nur in wenigen Sätzen 
erwähnt. Gerade deshalb kann leicht übersehen werden, dass diese Regelungen tief in das bisherige 
Verständnis von Familien nach Samenspende eingreifen.  

DI-Netz begrüßt ausdrücklich die Einführung eines gesetzlichen Anspruchs des Kindes auf Kenntnis 

seiner genetischen Abstammung. Kritisch bewertet der Verein dagegen die geplante Einführung 
eines familienrechtlichen Umgangsrechts minderjähriger Kinder gegenüber dem 
Samenspender einer Samenbank. Nach Auffassung von DI-Netz werden dabei unterschiedliche 
rechtliche Ebenen miteinander vermischt.  

Die zentralen Aussagen der Stellungnahme des DI-Netzes: 

1. Das Recht auf Kenntnis der Abstammung stärken 

Kinder haben ein Recht darauf zu erfahren, von wem sie genetisch abstammen. Dieses Recht 
gegenüber ihren Eltern stärkt ihre Persönlichkeit und ihre Selbstbestimmung. DI-Netz unterstützt 
deshalb den geplanten Auskunftsanspruch ausdrücklich. 

Gleichzeitig muss der Gesetzgeber klar regeln, welche Informationen Eltern den Kindern schulden, 
welche Mitwirkungs- und Nachforschungspflichten bestehen und welche gesetzlichen 
Rahmenbedingungen geschaffen werden, damit Eltern diese neuen Pflichten überhaupt erfüllen 
können.  

2. Kenntnisrechte sind keine familienrechtlichen Umgangsrechte 

Aus Sicht von DI-Netz müssen die Regelungsebenen klar voneinander getrennt bleiben: 

• Auskunftsrechte zur Verwirklichung des Rechts auf Kenntnis der Abstammung,  
• freiwillige Kontaktmöglichkeiten,  
• familienrechtliche Umgangsrechte.  

Diese Regelungen verfolgen unterschiedliche Ziele und dürfen rechtlich nicht miteinander vermischt 
werden. Herkunftswissen schafft Selbstbestimmung. Freiwillige Kontakte können Begegnungen 
ermöglichen. Umgangsrechte schaffen dagegen familienrechtliche Anspruchs- und 
Gerichtsverfahren.  

3. Samenspende ist eine eigenständige Form der Familiengründung 

Die medizinisch assistierte Samenspende unterscheidet sich grundlegend von Adoption, Trennung 
oder anderen klassischen Konstellationen des Familienrechts. 

Kennzeichnend ist die von Anfang an gewollte Trennung zwischen genetischer Abstammung 
einerseits sowie rechtlicher und sozialer Elternschaft andererseits. Der Samenspender vermittelt 
genetische Herkunft, wird aber gerade nicht rechtlicher oder sozialer Elternteil. Diese 
Grundentscheidung prägt seit Jahrzehnten das deutsche Recht zur Samenspende.  

4. Der Referentenentwurf trifft eine neue gesetzgeberische Grundentscheidung 



Nach Auffassung von DI-Netz geht der Referentenentwurf erstmals davon aus, dass genetische 
Abstammung allein genügt, um den Samenspender familienrechtlich einer Elternkategorie 
(„leiblicher, nicht rechtlicher Elternteil“) zuzuordnen und daran ein gesetzliches Umgangsrecht des 
Kindes anzuknüpfen. 

Diese grundlegende Entscheidung wird jedoch nicht ausdrücklich begründet. Sie ergibt sich erst aus 
dem Zusammenspiel verschiedener Vorschriften und der Entwurfsbegründung. Dadurch bleibt ihre 
Tragweite leicht verborgen.  

5. Die Samenspende wird durch Parallelisierungen umgedeutet 

Der Referentenentwurf entwickelt seine Lösung nicht aus den Besonderheiten der medizinisch 
assistierten Samenspende. 

Stattdessen soll die Samenspende schrittweise bestehenden familienrechtlichen 
Regelungskonzepten angeglichen werden: 

• der Spiegelbildlichkeit der Kinderrechte zu Umgangsrechten Erwachsener,  
• klassischen Abstammungskonstellationen wie Adoption oder Trennung,  
• sowie den Drittumgangsrechten von Großeltern und Geschwistern.  

Dadurch wird vorausgesetzt, dass dieselben familienrechtlichen Kategorien auch für die 
Samenspende gelten. Nach Auffassung von DI-Netz wird damit gerade vorausgesetzt, was erst 
begründet werden müsste. Die Samenspende bedarf einer eigenständigen rechtlichen Begründung 
und darf nicht lediglich durch Analogiebildungen in bestehende Kategorien eingeordnet werden.  

6. Kinder erleben die Samenspende unterschiedlich 

Die Erfahrungen von DI-Netz zeigen ebenso wie Veröffentlichungen anderer 
Betroffenenorganisationen, dass es nicht die eine Sichtweise auf den Samenspender gibt. 

Manche Kinder möchten ihn kennenlernen. 

Andere sehen ihn als wichtigen Teil ihrer Biografie. 

Viele verstehen ihn nicht als Vater oder Elternteil, sondern als den Mann, von dem sie abstammen. 

Gerade deshalb sollte der Gesetzgeber keine bestimmte Deutung gesetzlich festschreiben. Die 
Bedeutung des Samenspenders sollte sich aus dem Leben des einzelnen Kindes entwickeln und nicht 
aus einer gesetzlichen Vorfestlegung.  

7. Das geplante Umgangsrecht bringt den Kindern keinen praktischen Nutzen 

In den meisten Fällen ist ein gesetzliches Umgangsrecht gar nicht erforderlich. 

Wünschen Kind und Samenspender Kontakt, können sie sich bereits heute begegnen. 

Lehnt der Samenspender einen Kontakt ab, kann ihn auch das neue Gesetz nicht zum Umgang 
verpflichten. 

Nach Ausscheiden der beiden naheliegenden Fallkonstellationen – einvernehmlicher Kontakt oder 
Ablehnung durch den Samenspender – bleibt praktisch nur eine vom Referentenentwurf geschaffene 



Konfliktkonstellation: Streit zwischen minderjährigem Kind und seinen Eltern über den Zeitpunkt oder 
die Ausgestaltung eines Kontakts. 

Der Referentenentwurf liefert für diesen Fall keine überzeugende Begründung dafür, warum Eltern 
die Verantwortung für diese altersabhängige Entscheidung nicht weiterhin im Rahmen ihres 
Umgangsbestimmungsrechts wahrnehmen sollen und warum der Staat dies übernehmen will. 

8. Bessere Lösungen sind vorhanden 

DI-Netz unterstützt ausdrücklich freiwillige Kontakte zwischen Kindern und Samenspendern. 

Wo Kinder oder Familien Kontakt wünschen, sollten qualifizierte Beratungs-, Vermittlungs- und 
Unterstützungsangebote – etwa im Kinder- und Jugendhilferecht (SGB VIII) – zur Verfügung stehen. 

Ein familienrechtliches Umgangsrecht ist hierfür weder erforderlich noch der sachgerechte Weg.  

9. Deutschland würde international einen Sonderweg einschlagen 

DI-Netz ist kein anderes Land bekannt, das minderjährigen Kindern gesetzliche Umgangsrechte 
gegenüber Samenspendern einer Samenbank einräumt und den Samenspender hierfür 
familienrechtlich einer Elternkategorie zuordnet. 

Deutschland würde mit dieser Regelung international einen Sonderweg gehen.  

Fazit 

DI-Netz unterstützt die Stärkung des Rechts auf Kenntnis der eigenen Abstammung ausdrücklich. 

Der Verein lehnt jedoch die geplante familienrechtliche Einordnung des Samenspenders als 
Grundlage eines gesetzlichen Umgangsrechts ab. 

Kinder unterscheiden sich darin, welche Bedeutung ihre genetische Abstammung für ihr Leben hat. 
Deshalb sollte der Gesetzgeber diese Frage nicht durch eine gesetzliche Rollenzuweisung 
beantworten. 

DI-Netz setzt sich ein für: 

- ein starkes Recht auf Kenntnis der eigenen Abstammung,  

- klare Auskunftsrechte und rechtssichere Regelungen,  

- Unterstützung freiwilliger Kontaktanbahnungen,  

 - und die Freiheit von Kindern und ihren Familien, die Bedeutung des Samenspenders für ihr                 
eigenes Leben selbst zu entwickeln. 

Die medizinisch assistierte Samenspende ist eine eigenständige Form der Familiengründung. Sie sollte 

deshalb nicht durch Analogien zu anderen familienrechtlichen Konstellationen geregelt werden. 

 


